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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Weber (Koblenz), Dr. Lindenberg, 
Hoogen, Dr. Wahl, Dr. Bartels, Schlick und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Entschädigung von Rückerstattungs-, Reparations- und 

Restitutionsschäden 


In Ausführung der in Artikel 5 des Sechsten Teils 
des Vertrages zur Regelung aus Krieg und Besat- 
zung entstandener Fragen vom 26. Mai 1952 (Bun- 
desgesetzbl. 1955 II S. 405) übernommenen Ver- 
pflichtung der Bundesrepublik Deutschland und in 
Ausführung des in § 3 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vom 5. Novem- 
ber 1957 (Bundesgesetzbi. I S. 1747) enthaltenen 
Vorbehaltes hat der Bundestag mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER TEIL 

Entschädigung 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Entschädigungsgrundsatz 

(1) Schäden, die infolge der Rückerstattungsge- 
setzgebung Rückerstattungs- und Rückgriffspflichti- 
gen entstanden sind (Rückerstattungsschäden), und 
Verluste, die dadurch endgültig entstanden sind, 
daß deutsche Vermögenswerte im In- und Ausland 
zum Zwecke der Reparation, Restitution oder zu 
einem ähnlichen Zweck im Zusammenhang mit den 
Ereignissen des zweiten Weltkrieges auf Grund von 
Gesetzen fremder Staaten, Anordnungen der Be- 
satzungsmächte oder Vereinbarungen, die auf deren 
Veranlassung abgeschlossen werden mußten, zugun- 


sten fremder Staaten in Anspruch genommen wur- 
den (Reparations- und Restitutionsschäden), werden 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes festgestellt 
und entschädigt. 

(2) Abgegolten nach Absatz 1 werden Schäden, 
die entstanden sind 

a) an Wirtschaftsgütern, die zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, zum 
Grundvermögen oder zum Betriebsver- 
mögen im Sinne des Bewertungsgesetzes 
gehören,' 

b) an folgenden Wirtschaftsgütern, soweit 
sie nicht unter Buchstabe a fallen, 

aa) an privatrechtlichen geldwerten An- 
sprüchen, 

bb) an Anteilen an Kapitalgesellschaften 
sowie an Geschäftsguthaben, bei Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaf- 
ten, sofern das Unternehmen seinen 
Sitz in den in § 8 genannten Gebieten 
hatte, 

cc) an Gewerbeberechtigten im Sinne des 
Bewertungsgesetzes, 

dd) an literarischen und künstlerischen 
Urheberrechten, die zum sonstigen 
Vermögen im Sinne des Bewertungs- 
gesetzes gehören, 

soweit sie im Zusammenhang mit den Ereignissen 
des zweiten Weltkrieges und der folgenden Besat- 
zungszeit den Berechtigten (§ 10) zum Zwecke der 
Rückerstattung, der Reparation oder Restitution 
oder zu einem ähnlichen Zwedee (§ 7) endgültig 
erwachsen sind. 
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§ 2 

Rückerstattungsschäden 

(1) Rückerstattungsschäden (§ 1) sind Schäden, 
die rückerstattungspflichtigen oder rückgriffispflich- 
tigen Personen in Durchführung der Vorschriften 
über die Rückerstattung entstanden sind, sofern das 
der Rückerstattung unterliegende Wirtschaftsgut 
mit angemessener Gegenleistung und nicht auf 
Grund eines gegen die guten Sitten verstoßenden 
Rechtsgeschäfts, durch eine vom Rückerstattungs- 
oder Rückgriffspflichtigen zu seinen Gunsten aus- 
geübte Drohung, durch widerrechtliche Wegnahme 
oder durch eine sonstige unerlaubte Handlung er- 
worben wurde. 

(2) Eine angemessene Gegenleistung liegt in der 
Regel vor, wenn die Einheitswerte bezahlt worden 
sind. Es ist zu berücksichtigen, wenn der Rückerstat- 
tungspflichtige in einer dem Verfolgten günstigen 
Absicht gehandelt hat. 

(3) Rückerstattungsschäden sind auch Austausch- 
leistungen oder Ersatzzahlungen, die der Rückerstat- 
tungs- oder Rückgriffspflichtige zur Abwendung der 
Rückerstattung gemacht hat. 

(4) Rückerstattungsschäden sind nur Schäden, die 
an den in § 1 Abs, 2 aufgeführten Wirtschaftsgütern 
entstanden sind. 

(5) Der Rückerstattungsschaden gilt als in dem 
Zeitpunkt eingetreten, in dem die Entscheidung im 
Rückerstattungsverfahren rechtskräftig oder der 
Vergleich rechtsgültig geworden ist. 

§ 3 

Demontageschäden 

(1) Reparationsschäden (§ 1) sind insbesondere 
Schäden, die durch Wegnahme, Ablieferung, Abbau 
oder Zerstörung von Wirtschaftsgütern entstanden 
sind, die nach Auffassung der beschlagnahmenden 
Mächte deutsches Eigentum waren und als Wieder- 
gutmachung für ihre Kriegsschäden in Anspruch 
genommen wurden (Demontageschäden). Dazu ge- 
hören auch Ersatzzahlungen zur Abwendung der 
Demontage von Wirtschaftsgütern, die zu Repara- 
tionszwecken beschlagnahmt worden waren oder 
deren Beschlagnahme vorgesehen war. 

(2) Voraussetzung ist, daß die entzogenen oder 
für die Entziehung vorgesehenen Wirtschaftsgüter 
in Demontagelisten verzeichnet waren oder die Ent- 
nahme außerhalb dieser Listen auf Grund von An- 
ordnungen oder sonstiger Maßnahmen der Besat- 
zungsmächte zum Zwecke der Reparation erfolgte. 

§ 4 

Schäden an deutschem Auslandsvermögen 

(1) Reparationsschäden (§ 1) sind auch Schäden 
durch Liquidation deutschen Vermögens im Ausland 
auf Grund von Gesetzen oder sonstigen Anordnun- 
gen fremder Staaten, 

(2) Zu den im Ausland verlorenen Wirtschafts- 
gütern gehören auch Wertpapiere ausländischer 
Emittenten ohne Rücksicht auf Verwahrungsart und 
-ort. 


§ 5 

Schäden der Schiffahrt 

Reparationsschäden (§ 1) sind ferner Schäden der 
Schiffahrt aus Lieferungen und Leistungen der in 
§ 3 genannten Art an 

1. deutschen, einer Eintragung in das Schiffsregi- 
ster fähigen Kauffahrteischiffen und Binnen- 
schiffen oder deren Wracks, 

2. schwimmenden Schiffsbauwerken, 

3. Zubehör der unter Nummern 1 und 2 genann- 
ten Einheiten, das zu deren ordnungsmäßigen 
Ausrüstung gehört, 

soweit diese Wirtschaftsgüter in Ablieferungslisten 
der Besatzungsmächte oder anderer Staaten ver- 
zeichnet waren oder die Entnahme außerhalb der 
Ablieferungslisten zum Zwecke der Reparation er- 
folgt sind. 

§ 6 

Re stitutions Schäden 

(1) Restitutionsschäden (§ 1) sind Schäden aus 
Lieferungen und Leistungen von Vermögenswerten, 
die nach Auffassung der zurückfordernden Mächte 
während des zweiten Weltkrieges unrechtmäßig in 
deutsche Hände gelangt sind und durch Wegnahme, 
Ablieferung oder Abbau auf Grund von Anordnun- 
gen der Besatzungsmächte zurückgeführt werden 
mußten. 

(2) Ein Wirtschaftsgut ist dann nicht unrecht- 
mäßig beschafft oder fortgeführt, wenn es von dem 
früheren ausländischen Eigentümer veräußert wor- 
den ist und der Erwerber einen angemessenen Kauf- 
preis gezahlt hat. Fehlt es an diesen Voraussetzun- 
gen, sind insbesondere die Wirtschaftsgüter unrecht- 
mäßig, vor allem ohne ausreichenden Gegenwert 
aus den im zweiten Weltkrieg von deutschen Trup- 
pen besetzten oder unmittelbar oder mittelbar kon- 
trollierten Gebieten beschafft oder fortgeführt wor- 
den, so ist ein Restitutionsschaden im Sinne dieses 
Gesetzes nicht gegeben. 

§ 7 

Reparations- und restitutionsähnliche Schäden 

Reparations- und restitutionsähnliche Schäden 
sind Schäden aus Lieferungen und Leistungen im 
Sinne der §§ 3 und 6 sowie Schäden durch Weg- 
nahme von Auslandsvermögen (§ 4) oder Schiffen 
(§ 5), wenn die Entnahme von Wirtschaftsgütern 
zwar nicht in der ausdrücklich bekundeten oder auf 
andere Weise erkennbar gewordenen Absicht er- 
folgte, die Wirtschaftsgüter zum Zwecke der Repa- 
ration oder Restitution einer fremden Volkswirt- 
schaft zuzuführen, die Wirtschaftsgüter jedoch im 
Zuge von Maßnahmen der Besatzungsmächte oder 
fremder Regierungen tatsächlich einer fremden 
Volkswirtschaft zugute gekommen, für diesen Zweck 
endgültig bereitgestellt, beschlagnahmt oder zur 
Verwendung bei der Durchführung der Zwecke der 
Besatzung endgültig in Anspruch genommen wor- 
den sind. 
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§ 8 

Belegenheit der betroffenen Wirtschaftsgüter 

(1) Lieferungen und Leistungen gemäß §§ 1 bis 7 
werden nur entschädigt, wenn sich das betroffene 
Wirtschaftsgut im Zeitpunkt der Entziehung 

a) in einem Gebiet außerhalb der Grenzen 
des Deutschen Reichs nach dem Gebiets- 
stand vom 31. Dezember 1937, 

b) im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
befunden hat. 

(2) Bei Schiffsablieferungen, die außerhalb deis 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes vorgenommen 
worden sind, erfolgt die Entschädigung, wenn das 
Schiff im Zeitpunkt der Entziehung in einem Schiffs- 
register im Geltungsbereich dieses Gesetzes einge- 
tragen war. Für nicht in ein Register eingetragene 
Schiffe, Wracks und schwimmende Schiffsbauwerke , 
{§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2) findet Satz 1 mit der Maß- | 
gäbe Anwendung, daß an die Stelle des Register- | 
Ortes der Heimathafen (Heim.atort), der Sitz der I 
Reederei oder der Wohnsitz des Schiffseigners 
(Reeders) tritt. 

§ 9 

Ausnahmen 

(1) Nicht entschädigt werden | 

1. Nutzungsschäden und mittelbare Schäden, 
insbesondere entgangener Gewinn, Scha- 
densfolgekosten sowie durch Produktions- 
und Betriebsverbote oder -einschränkun- 
gen entstandene Verluste; 

2. Schäden, deren Gesamtbetrag 500 Reichs- 
mark oder 500 Deutsche Mark nicht über- 
steigt, 

3. Schäden, die an Kriegsmaterial durch 
dessen Unbrauchbarmachung entstanden 
sind, 

4. Lieferungen und Leistungen in dem Um- 
fang derjenigen Entschädigung, die für sie 
bereits auf Grund anderer Entschädigungs- 
bestimmungen durch Leistung oder Schuld- 
minderung gewährt worden sind. 

(2) Eine Regelung bleibt Vorbehalten für Schäden, 
die an gewerblichen Sdiutzrechten sowie an 
Lizenzen, an Urheberrechten und gewerblichen 
Schutzrechten entstanden sind, soweit solche Tat- 
bestände den Gegenstand künftiger zwischenstaat- 
licher Abmachungen bilden. 

§ 10 

Entschädigungsberechtigte 

Entschädigungsberechtigt sind 

1. natürliche Personen deutscher Staatsange- 
hörigkeit oder Volkszugehörigkeit, 

2. diesen gleichzustellende Personengesellschaf- 
ten und Gemeinschaften des bürgerlichen und 
Handelsrechts, 


3. deutsche juristische Personen privaten oder 
öffentlichen Rechts 

oder deren Rechtsnachfolger, soweit sie ihren Wohn- 
sitz oder ständigen Aufenthalt oder ihren Sitz zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes oder in einem Staate haben, der die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland aner- 
kannt hat. 

§ 11 

Verfügung über den Entsdiädigungsansprucb 

Ansprüche auf Entschädigung sind übertragbar 
und vererblich. 

§ 12 

Ausschluß von Reich und Bund 

(1) Nicht entschädigt werden Lieferungen und 
Leistungen von Wirtschaftsgütern, die im Eigen- 
tum der Bundesrepublik oder solcher juristischen 
Personen standen, an denen allein das Deutsche 
Reich oder die Bundesrepublik beteiligt ist. 

(2) Lieferungen und Leistungen von Wirtschafts- 
gütern, die im Eigentum solcher juristischen Per- 
sonen standen, an denen das Deutsche Reich oder 
die Bundesrepublik zu einem Teil beteiligt ist, 
werden für den Teil des Verlustes nicht abgegolten, 
welcher der kapitalmäßigen Beteiligung dieser Ge- 
bietskörperschaften entspricht. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Feststellung und Bewertung 

§ 13 

Feststellung 

(1) Der Schaden ist auf den Zeitpunkt der wirt- 
schaftlichen oder juristischen endgültigen Ent- 
ziehung (Rückerstattung) durch die in § 24 genannte 
Behörde festzustellen. Hierbei ist der jeweils höhere 
Wert anzusetzen. 

(2) Einzelheiten regelt eine Rechtsverordnung. 

(3) Bei Auslandsschäden ist auf Antrag des Ge- 
schädigten anstelle des nach §14 ermittelten Wertes 
der nachweislich bei der Liquidation erzielte Erlös 
als Schaden festzustellen. 

§ 14 

Bewertung 

Für die Bewertung der Schäden ist der Verkehrs- 
wert der entzogenen oder rückerstatteten Vermö- 
genswerte im Zeitpunkt der Entziehung bzw. der 
Rückerstattung nach § 2 Abs. 4 maßgebend, im Falle 
der Rückerstattung darüber hinaus der Wert 
etwaiger Leistungen zur Abwehr der Rückerstat- 
tung. 
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§ 15 

Verkehrs wert 

(1) Der Verkehrswert ist der Preis, der für den 
entzogenen Vermögensgegenstand im gewöhn- 
lichen Geschäftsverkehr zur Zeit der Entziehung er- 
zielt worden wäre. Bei der Ermittlung dieses Prei- 
ses sind alle Umstände zu berücksichtigen, die nach 
den am jeweiligen Ort der Belegenheit herrschen- 
den Verhältnisse Einfluß auf die Preisbildung haben. 
Ungewöhnliche oder persönliche Verhältnisse blei- 
ben außer Betracht. 

(2) Fehlen Anhaltspunkte für die Feststellung 
der Werte nach Absatz 1, so sind diese auf Grund 
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten auf der 
Preisbasis des Jahres 1938, gegebenenfalls unter 
Hinzuziehung erfolgter Aufwendungen und Abzug 
verbrauchsbedingter Abschreibungen, unter Berück- 
sichtigung der Preisentwicklung bis zum Zeitpunkt 
der Entziehung des Absatzes 1 zu ermitteln. 

§ 16 

Bewertung der Auslandsschäden 

(1) Auslandsschäden sind in der Währung des 
Landes zu bestimmen, in dem der Vermögenswert 
entzogen worden ist. Die Umrechnung in Deutsche 
Mark erfolgt unter Berücksichtigung der Währungs- 
relation zum Zeitpunkt der Entziehung. 

(2) § 20 des Feststellungsgesetzes in der Fas- 
sung der Elften Durchführungsverordnung ist ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 17 

Bewertung der 

Demontage-, Schiffahrts- und Restitutionsschäden 

Der Verkehrswert von Demontagen, Schäden der 
Schiffahrt und Restitutionsschäden wird unter ent- 
sprechender Anwendung der §§ 14 und 15 unter 
Hinzuziehung der Angaben der Reparationskartei 
auf der Preisbasis 1938 festgestellt. 

§ 18 

Bewertung von Schäden 

an land- und forstwirtschaftlichem Vermögen 

(1) Der Verkehrswert für Wirtschaftsgüter des 
land- und forstwirtschaftlichen Vermögens wird in 
entsprechender Anwendung der §§ 14 ff. ermittelt. 

(2) Bei Abtrieb von Wald wird der Holzwert in 
entsprechender Anwendung des § 14 ermittelt. Bei 
Abtrieb vor der Hiebreife tritt anstelle des Holz- 
wertes der forstliche Erwartungswert bzw. der nach 
diesem zu errechnende Geldwert. Schäden, die durch 
den in Verbindung mit den Holzeinschlägen an be- 
nachbarten Beständen und Grundstücken sowie beim 
Abtransport des Holzes entstanden sind, und die 
durch den Abtrieb erhöhten Kosten der Wieder- 
begründung des Waldbestandes sind in entsprechen- 
der Anwendung der §§ 14 ff. zu ermitteln. 

(3) Bereits erfolgte Vergütungen sind anzurech- 
nen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Entschädigung 

§ 19 

Entschädigungsleistung 

(1) Die Entschädigungsleistung bestimmt sich 
nach den Verkehrswerten (§§ 14 bis 17 ff.) in 
Deutscher Mark. 

(2) Soweit die Leistung in einer Ersatzzahlung 
besteht (§ 2 Abs. 3, § 4 Abs. 2, § 6 Abs. 2) bestimmt 
sich die Entschädigung nach dem Zahlungsbetrag. 
Für Zahlungen vor dem 20. Juni 1948 ist der Betrag 
1 zu 1 zu erstatten, wenn der Entschädigungsberech- 
tigte nachweist, daß er zur Bereitstellung des Be- 
trages betriebseigene Sachwerte veräußert hat oder 
daß der gezahlte Betrag ohne die Notwendigkeit 
der Ersatzzahlung zur Anschaffung von Wirtschafts- 
gütern verwandt worden wäre. 

(3) Die Bestimmungen des Absatzes 2 finden ent- 
sprechende Anwendung auf Taxzahlungen und Lei- 
stungen, die in fremden Staaten zur Abwendung der 
Beschlagnahme oder Enteignung von Wirtschafts- 
gütern erbracht worden sind. 

(4) Mehrere Entschädigungsansprüche eines Be- 
rechtigten werden zusammengerechnet. 

(5) Die Entschädigung wird gewährt 

1. in Geld, 

2. in verzinslichen Schuldbuchforderungen 
gegen die Bundesrepublik, deren Tilgung 
in 25 möglichst gleichen Teilbeträgen er- 
folgt. 

(6) Beträge bis zu 50 000 Deutsche Mark werden 
in Geld abgegolten. Das gleiche gilt, wenn der 
Entschädigungsberechtigte seine Entschädigungs- 
ansprüche auf 50 000 Deutsche Mark beschränkt. 

§ 20 

Minderung und Ausschluß der Entschädigung, 
Rückzahlungspflicht 

(1) Die Entschädigungsansprüche vermindern sich 
um 

1. die Rückzahlungsforderungen, die dem 
Bund auf Grund von Darlehen zustehen, 
die gemäß § 73 Abs. 1 Nr. 4 oder § 85 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes ge- 
währt worden sind, 

2. die Rückzahlungsforderungen, die dem 
Bund auf Grund von Darlehen zustehen, 
die gemäß den Richtlinien der Bundes- 
regierung über die Gewährung von Dar- 
lehen an Reparations-, Restitutions- und 
Rückerstattungsgeschädigte vom 4. Juni 
1960 (Mtbl. BAA vom 17. Oktober 1960) 
gewährt worden sind, 

3. sonstige im Zusammenhang mit dem Wie- 
deraufbau der Wirtschaft gegebene Dar- 
lehen und andere im Zusammenhang mit 
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dem Schadensfall gewährte oder einge- 
tretene Vergünstigungen, insbesondere 
steuerlicher Art. 

(2) Ist der Schaden durch die wirtschaftliche Ent- 
wicklung ganz überwunden, so kann eine Entschädi- 
gung versagt werden, wenn dies der Billigkeit ent- 
spricht. 

(3) Eine gewährte Entschädigung ist zurückzuzah- 
len, wenn der dem Schadensfall zugrunde liegende 
Eingriff rückgängig gemacht oder anderweitig ent- 
schädigt wird. 

§ 21 

Höhe der Entschädigung 

Für die Entschädigung werden folgende Schadens- 
gruppen mit nachstehend auf geführter Staffelung 
und folgenden Entschädigungssätzen festgesetzt: 




Prozentsatz 
der Ent- 

Schadens- 

Schadenshöhe 

Schädigung 

gruppe 


gestaffelt 


DM 

von 100 bis 

1 v.H. 


I 

für die ersten 

50 000 

100 

II 

für die nächsten 

50 000 

50 

III 

für die nächsten 

400 000 

40 

IV 

für die nächsten 

500 000 

30 

V 

für die nächsten 

4 000 000 

20 

VI 

für die nächsten 

5 000 000 

10 

VII 

für die nächsten 40 000 000 

5 

VIII 

für die nächsten 50 000 000 

3 

IX 

für die nächsten 50 000 000 

1 


und die darüber hinaus- 
gehenden Schäden 



ZWEITER TEIL 

V erfahrens Vorschriften 

§ 22 

Antrag 

Die Entschädigung nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes wird nur auf Antrag gewährt. 

§ 23 

Ausschlußfrist 

Der Antrag auf Entschädigung ist innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu stellen. 

§ 24 

Zuständige Behörde 

über Anträge auf Feststellung der Schäden und 
auf Gewährung einer Entschädigung entscheiden 


nach näherer Bestimmung der Landesregierungen 
die für Wirtschaftsfragen zuständigen obersten Lan- 
desbehörden (Behörde). 

§ 25 

Vertreter des Bunde^nteresses 

(1) Der Bundesminister der Finanzen bestellt zur 
Wahrnehmung der finanziellen Belange der Bundes- 
republik Vertreter des Bundesinteresses. 

(2) Der Vertreter des Bundesinteresses ist an dem 
Verfahren vor den Verwaltungsbehörden und vor 
den Verwaltungsgerichten zu beteiligen. 


§ 26 

Form und Inhalt des Antrages 

(1) Der Antrag auf Entschädigung dst schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der zuständigen Behörde 
zu stellen. Er soll alle für die Entscheidung wesent- 
lichen Angaben enthalten und auf die Beweismittel, 
soweit sie nicht beigefügt sind, Bezug nehmen. 

(2) Ist dem Antragsteller bekannt, daß andere 
Personen oder Personengesellschaften einen An- 
spruch auf die Entschädigung geltend machen oder 
geltend machen können, so hat er dies in seinem 
Antrag anzugeben. 

§ 27 

Durchführung des Verfahrens 

(1) Die Behörde hat den Eingang des Antrages 
schriftlich zu bestätigen. Sie hat das weitere Ver- 
fahren von Amts wegen zu betreiben. 

(2) Die Behörde stellt unverzüglich die erforder- 
lichen Ermittlungen an. Sie hat sich dabei ihrer Er- 
mittlungsunterlagen zu bedienen. Sie kann den An- 
tragsteller sowie Zeugen und Sachverständige ver- 
nehmen. Sie kann die Amts- und Rechtshilfe anderer 
Behörden und Gerichte in Anspruch nehmen, ins- 
besondere die Gerichte um eidliche Vernehmungen 
von Zeugen und Sachverständigen ersuchen. 


§ 28 

Entscheidung über den Antrag 

(1) Die Behörde entscheidet über den Antrag 
durch schriftlichen Bescheid. Dieser ist zu begrün- 
den, wenn er von dem Antrag abweicht. 

(2) Vor Erlaß des Bescheides ist der Vertreter 
des Bundesinteresses zu hören, soweit der Bundes- 
minister der Finanzen nichts anderes bestimmt. 

(3) Der Bescheid ist mit einer Belehrung über das 
zulässige Rechtsmittel zu versehen und dem An- 
tragsteller sowie dem Vertreter des Bundesinteres- 
ses zuzustellen. Die Zustellung an den Antragsteller 
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erfolgt nach den Vorschriften des Verwaltungszu- 
stellungsgesetzes vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 379). 

§ 29 

Feststellungs- und Teilbescheide 

Die Behörde kann über den Grund des Anspruchs 
’ vorab entscheiden. Sie kann Feststellungs- und Teil- 
bescheide erlassen. 

§ 30 

V er einbarungen 

(1) Die Behörde kann mit dem Antragsteller eine 
Vereinbarung über die Höhe des Entschädigungs- 
antrages oder eines Teiles desselben treffen. 

(2) Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung des 
Vertreters des Bundesinteresses, soweit der Bundes- 
minister der Finanzen nichts anderes bestimmt. 

§ 31 

Widerspruch 

(1) Gegen den Bescheid der Behörde können der 
Antragsteller und der Vertreter des Bundesinteres- 
ses Widerspruch erheben. Der Widerspruch ist bin- 
nen eines Monats nach Zustellung schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Behörde zu erheben, die 
den Bescheid erlassen hat. 

(2) Gegen die Entscheidung über den Wider- 
spruch können der Beschwerte und der Vertreter 
des Bundesinteresses binnen eines Monats nach Zu- 
stellung der Entscheidung Klage vor dem Verwal- 
tungsgericht erheben. 

§ 32 

Auszahlung des Entschädigungsbetrages 

Der Entschädigungabetrag ist in der in den §§ 18 
bis 20 bestimmten Art zu leisten, sobald der Be- 
scheid oder Teilbescheid, durch den er festgestellt 
worden ist, unanfechtbar geworden oder eine Ver- 
einbarung über ihn rechtswirksam äbgeschlossen 
worden ist. 

§ 33 

Hinterlegung des Entschädigungsbetrages 

Besteht bei der Behörde Ungewißheit darüber, an 
wen der Entschädigungsbetrag auszuzahlen ist, so 
hat sie diesen unter Verzicht auf das Recht der 
Rücknahme zu hinterlegen. 

§ 34 

Kosten des Verwaltungs Verfahrens 

(1) Das Verfahren vor der Behörde ist kosten- 
frei. Dem Antragsteller können jedoch Auslagen in- 
soweit auferlegt werden, als er sie idurch grobes 
Verschulden verursacht hat. 


(2) Auslagen, die dem Antragsteller durch das 
Verfahren entstanden sind, werden ihm erstattet, 
wenn sie zur zweckentsprechenden Wahrnehmung 
seiner Rechte notwendig waren und sich sein An- 
trag als begründet erweist. 

§ 35 

Änderung von Bescheiden 

(1) Ein unanfechtbar gewordener Bescheid kann 
geändert werden, 

1. wenn ein Beteiligter neue Tatsachen oder 
Beweismittel beibringt, die er ohne sein 
Verschulden in dem früheren Verfahren 
nicht b eibringen konnte, 

2. wenn Wirtschaftsgüter, für die eine Ent- 
schädigung erfolgt ist, ohne angemessene 
Gegenleistung ganz oder teilweise zurück- 
erlangt worden sind oder werden, 

3. wenn der Bescheid durch eine strafbare 
Handlung herbeigeführt worden ist. 

(2) Die Änderung erfolgt durch die Behörde, die 
in dem früheren Verfahren sachlich entschieden hat. 

(3) Nach Ablauf von drei Jahren in Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1 und 2 und von zehn Jahren in 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 3, nachdem ein Bescheid 
unanfechtbar geworden ist, ist eine Änderung des 
Bescheides nicht mehr zulässig. 


§ 36 

Rückforderung überzahlter Entschädigungsbeträge 

(1) Ist durch Vorauszahlungen auf einen noch 
nicht endgültig festgesetzten Entschädigungsbetrag 
eine Überzahlung eingetreten, so hat die nach § 24 
zuständige Behörde durch Rückzahlungsbescheid die 
Rückzahlung des zuviel gezahlten Betrages anzu- 
ordnen. 

(2) Wird ein Bescheid, auf Grund dessen ein 
Entschädigungsbetrag gezählt worden ist, berichtigt 
oder geändert und ist dadurch eine Überzahlung 
eingetreten, so hat die nach § 24 zuständige Behörde 
durch Rückzahlungsbescheid die Rückzahlung des 
zuviel gezahlten Betrages anzuordnen. 

(3) Auf das Verfahren sind die Vorschriften der 
§§ 28 bis 30 sinngemäß anzuwenden. Die Vollstrek- 
kung erfolgt nach den Vorschriften des Verwal- 
tungs- und Vollstreckungsgesetzes vom 27. April 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157). 

§ 37 

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 

War der Antragsteller ohne eigenes Verschulden 
an der Einhaltung einer Frist verhindert, so kann 
ihm auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gewährt werden. Der Antrag auf Wiederein- 
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Setzung ist innerhalb eines Monats seit dem Weg- | 
fall des Hinderungsgrundes bei der Behörde zu stel- 
len, die in der Sache zu entscheiden hat. 


DRITTER TEIL 
Schlußvorschriften 

§ 38 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

§ 3 des Einkommensteuergesetzes wird folgende 
Ziffer . . . angefügt: 

. Entschädigungsbeträge im Sinne des § 19 Abs. 5 
des Gesetzes zur Entschädigung von Rückerstat- 
tungsschäden und von Reparations- und Resti- 
tutionsschäden (Bundesgesetzbl. 


§ 39 

Erlaß von allgemeinen Verwaltungs Vorschriften 

Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung des 
Bundesrates die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften. 

§ 40 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt mit Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I ,S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 41 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 12. Juli 1961 
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